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§ 1 Einleitung 
 
Es wäre „sinnvoll, einmal zu prüfen, ob sich das parlamentarische System in 

den Ländern bewährt hat, zum anderen, ob unter den bestehenden ein zweck-
mäßigeres zu finden wäre, oder ob die eigene Phantasie in der Lage ist, ein 
völlig neues oder eine Kombination aus den bisherigen Systemen zu finden.“  

 
 

I. Einführung in die Thematik 
 
Diese Feststellung traf Theodor Eschenburg im Jahre 1952 im Zusammen-

hang mit der Gründung des Südweststaates1. Sie ist heute aktueller denn je. Die 
sachliche Autonomie der deutschen Bundesländer hat in der Zeit seit den fünf-
ziger Jahren aufgrund verschiedener Entwicklungen2 stetig abgenommen. An 
vorderer Stelle ist die zunehmende europäische Integration zu nennen, die im-
mer wieder die Frage nach der Rolle der Bundesländer in einer sich zunehmend 
einem staatsähnlichen Gebilde annähernden Europäischen Union aufgeworfen 
hat. Schon das Auftreten dieser Frage kratzt an der Legitimität der Bundeslän-
der und des deutschen Föderalismus, zeigt es doch, dass die Antwort keine 
Selbstverständlichkeit mehr ist. Diese wie auch weitere Entwicklungen – etwa 
der Verlust von Gesetzgebungskompetenzen an den Bund und die verminderte 
eigenständige Wahrnehmung der verbliebenen Kompetenzen – haben gerade in 
jüngster Zeit die verfassungspolitische Diskussion über eine Föderalismusre-
form im Bund wieder neu entfacht3. Ungeachtet der wesentlich geringeren 
Wahrscheinlichkeit der praktischen Umsetzung einer Verfassungsreform auf 
Bundesebene4 als einer solchen in zumindest einem Teil der Bundesländer5 
kann die Diskussion dabei jedenfalls nicht Halt machen. Gerade die aufgezeig-

___________ 
  

1 Eschenburg, S. 59. 
2 Bryde, in: Festschr. Hessen, S. 433 ff., 434 ff., spricht vom Unitarisierungsdruck. 
3 Vgl. die Vorschläge der CDU zur Grundgesetzänderung aus dem Jahr 2003, 

formuliert von Oschatz, Röttgen, de Maizière und Kirchhof; wiedergegeben etwa bei 
Müller, FAZ v. 16. September 2003, S. 10; näher dazu noch § 11 IV. 3. 

4 Einer Abschaffung der Landesebene steht Art. 79 Abs. 3 GG entgegen, s. Lücke, in: 
Sachs, Art. 79 Rn. 26 m.w.Nachw. 

5 So zu Recht Bryde, in: von Arnim, Direkte Demokratie, S. 147 ff., 150. 
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ten Entwicklungen, wenn auch nicht unbedingt alle6, wären nämlich ohne eine 
Mitwirkung der Bundesländer selbst nicht möglich gewesen. Im Bund steht 
ihnen mit dem Bundesrat ein Organ zur Durchsetzung ihrer Interessen zur Ver-
fügung und für die weitreichende Selbstkoordination im Bereich der Verwal-
tung sowie die Abstimmung von Landesgesetzen besteht rechtlich kein Zwang. 
Wenn aber der Verlust von sachlicher Autonomie im Einvernehmen mit den 
Bundesländern erfolgte oder sogar durch diese selbst verursacht wurde, steht zu 
befürchten, dass eine Vermehrung der Landeskompetenzen durch eine Reform 
des Grundgesetzes auf halbem Wege stehen bliebe. Neue oder zurück gewon-
nene alte Kompetenzen bewirken nur dann einen Zuwachs an sachlicher Auto-
nomie, wenn sie auch tatsächlich wahrgenommen werden. Das setzt ein echtes 
Interesse der Bundesländer an (nicht lediglich ein halbherziges Fordern von) 
Eigenständigkeit voraus und lenkt den Blick auf die Wahrer der Landesinteres-
sen, die Landesorgane. Wie kann erreicht werden, dass diese sich künftig stär-
ker auf das Wohl ihres Landes besinnen, für dessen Interessen eintreten und 
seine Kompetenzen verteidigen? Dem derzeit in allen Bundesländern verwirk-
lichten parlamentarischen System steht als Gegenkonzept ein präsidiales Sys-
tem, ein solches mit einem direkt gewählten Ministerpräsidenten, gegenüber7, 
von welchem sich seine Befürworter eben dies versprechen. Man ist angelangt 
bei der zitierten Feststellung Eschenburgs8 und dem Hauptanliegen dieser Ab-
handlung: der Beantwortung der Frage nach dem in heutiger Zeit für die deut-
schen Bundesländer am Besten geeigneten Regierungssystem. 

 
 

II. Erste Bestandsaufnahme 
 
Die erste wissenschaftliche Veröffentlichung, in welcher die Frage nach dem 

geeigneteren Regierungssystem in den Bundesländern thematisiert wird, ist das 
Werk „Verfassung und Verwaltungsaufbau des Südweststaates“ von Theodor 
Eschenburg aus dem Jahre 1952. Wie der Titel vermuten lässt, befasst sich 
Eschenburg darin – neben vielem anderen – mit dem Regierungssystem vor 
allem im Hinblick auf die bevorstehende Neugründung des Südweststaates9. 
Eine Reihe seiner Thesen sind jedoch nicht bundeslandspezifisch und haben die 
Basis für die aktuelle Diskussion gelegt. Vor allem anderen bemerkenswert an 
Eschenburgs Untersuchung ist, dass er zu dem Schluss gelangt, der Parlamenta-
___________ 
  

6 Etwa die bundesfreundliche Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zu Art. 
72 Abs. 2 GG a. F., näher dazu § 7 IV. 3. b) (2). 

7 Zwischenzeitlich wurden auch verschiedene andere Modelle diskutiert und verwor-
fen, wie etwa eine Übernahme des Schweizer Bundesratssystems oder der kommunalen 
Magistratsverfassung, vgl. Siegloch, in: Steffani/Thaysen, Parlamente, S. 365 ff., 377 ff. 

8 Eschenburg, S. 59. 
9 Eschenburg, S. 59 ff. 
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rismus sei für die Bundesländer ungeeignet, und eine Direktwahl des Regie-
rungschefs vorschlägt. Hier taucht der jetzt diskutierte Vorschlag in der Litera-
tur erstmals auf. Bemerkenswert ist dies vor allem, weil sich Eschenburg damit 
vom „Mainstream“ der Verfassungsjuristen der fünfziger Jahre absetzte10. In 
den sechziger und siebziger Jahren übte sich Hennis mit Kritik am Länderpar-
lamentarismus11. 

Die Vorschläge von Eschenburg und Hennis wurden 1993 von Hans Herbert 
von Arnim in seinem Werk „Staat ohne Diener“ aufgegriffen und für die Ge-
genwart untersucht. Von Arnim erstreckt die Untersuchung von vornherein auf 
alle Bundesländer und versucht nachzuweisen, wie mit der Direktwahl auch 
viele aktuelle Probleme gelöst werden können. Neben der politikwissenschaft-
lichen Frage, ob die Direktwahl sinnvoll ist, geht von Arnim erstmals auch auf 
die konkreten Möglichkeiten der Umsetzung einer Reform des Regierungssys-
tems in den Ländern ein12. Indem zunächst er und daraufhin die Frankfurter 
Intervention13 sich den Vorschlag der Direktwahl zu Eigen gemacht haben, hat 
von Arnim letztlich die neuerliche Diskussion angestoßen. 

Zur wissenschaftlichen Kontroverse wurde der Vorschlag von Arnims vor al-
lem durch den Aufsatz von Hans H. Klein „Direktwahl der Ministerpräsiden-
ten“ in der Festschrift für Martin Kriele14. Klein hinterfragt sämtliche für die 
Reform angeführten Begründungen sehr kritisch und zeigt auf, welche Punkte 
seines Erachtens zusätzlich noch bedacht werden müssen15. Nach seinem 
Selbstverständnis möchte er aber noch keinen Schlussstrich unter die Diskussi-
on ziehen. Zwar überwiegt bei ihm am Ende Skepsis, doch hält er den Vor-
schlag für interessant und beschränkt sich deshalb auf das Fazit, dass er noch 
nicht zu Ende gedacht sei16. 

Einen Teil seiner auf dem 3. Speyerer Demokratieforum zur Reform der 
Landesverfassungen angestellten Überlegungen hat auch der jetzige Verfas-
sungsrichter Brun-Otto Bryde der Direktwahl der Ministerpräsidenten gewid-
met17. Bryde befasst sich darin mit der Direktwahl weniger unter dem Gesichts-
punkt der Stärkung der Demokratie durch ein zusätzliches unmittelbares Ent-

___________ 
  

10 Decker, RuP 37 (2001), 51 ff., 60. 
11 Hennis, ZParl 1971, 289 f.; Hennis, in: ders., S. 105 ff., 115 ff. 
12 von Arnim, Staat ohne Diener, S. 331 f. 
13 Frankfurter Intervention, RuP 31 (1995), 16 ff. 
14 Klein, in: Festschr. Kriele, S. 573 ff. 
15 Dazu eingehend § 3 VII. 
16 Klein, in: Festschr. Kriele, S. 573 ff., 586. 
17 Bryde, in: von Arnim, Direkte Demokratie, S. 147 ff., 153 ff. 




